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Rechtssatz 

Eine für die Beurteilung der Flüchtlingseigenschaft erhebliche und nicht nur vorübergehende 
Veränderung der persönlichen Umstände eines Asylberechtigten bewirkt auch eine grundlegende 
Änderung der Lage in seinem Herkunftsland in Bezug auf seine dortige Verfolgungsgefahr. Der 
Aberkennungstatbestand des § 7 Abs. 1 Z 2 AsylG 2005, soweit er sich auf den Endigungsgrund des Art. 
1 Abschnitt C Z 5 GFK bezieht, ist somit auch dann erfüllt, wenn sich (bloß) die für die Zuerkennung des 
Asylstatus wesentlichen in der Person des Asylberechtigten gelegenen Umstände nachträglich derart 
erheblich und nicht nur vorübergehend verändern, sodass für den Asylberechtigten in seinem Heimatstaat 
keine Verfolgungsgefahr mehr besteht, obwohl sich die dortige Lage seit Zuerkennung des Asylstatus 
nicht (erheblich) verändert hat. 
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